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Gesetzs 
Hechtssatz:

BGB § 222; RVO § 1542 x ?~y

Der gegenüber dem Sozialversicherungsträger*. 
abgegebene Verzicht auf die Einrede der Ver** 
jährung kann nicht ohne weiteres auf die " 
beim Verletzten verbliebenen Anspruohteile / 
bezogen werden« .
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/VI ZR 16/56
V e r k ü n d e  t
am 7. Mai 1957 
Kriegl, Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  K a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit

der K( 
ihren Vorstand ,

»AG in vertreten durch

Beklagten, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof .Br .|

gegen
den Reisenden Wilhelm t y U H l  in

Kläger, Berufungsbeklagten und Revisionsbeklagten,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshof auf die 
mündliche Verhandlung vom 5- April 1957 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Br, Kleinewefers, Dr. Meyer, Martin,
Br, Bode und Br. Hauß

für Recht erkannt:

Auf die Rechtsmittel der Beklagten wird das Urteil 
des 4. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Düssel­
dorf vcm 22. November 1955 aufgehoben und das Urteil 
der 3. Zivilkammer des Landgerichts Krefeld vom 5. 
April 1955 wie folgt abgeändert:

Die Klage wird abgewiesen.
Die Kosten des Rechtsstreits werden dem Kläger 

auferlegt.
Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Ehefrau des Klägers ist am 19» September 1943 
gegen 21.30 Uhr beim Aussteigen aus der Straßenbahn verun­
glückt. Sie war mit einem Zug der Linie 1 von St. Tönis 
nach Krefeld gefahren; während der Fahrt hatte sie auf der 
vorderen Plattform des Anhängerwagens gestanden. Bei der 
Ankunft an der Verkehrsinsel Rheinstraße / Ecke Ostwall in 
Krefeld war es infolge der kriegsmäßigen Verdunkelung fin­
ster. Als die.’ifötefrau des Klägers ausstieg, kam sie zwischen 
Bordsteinkante und Anhänger zu Fall und wurde schwer ver­
letzt. Sie erlitt u.a. einen Lendenwirbelbruch, der eine 
Querschnittlähmung zur Folge hatte, derzufolge sie ständig 
bettlägerig und auf fremde Hilfe angewiesen ist.

•
Die Verletzte erhält als ehemalige Behördenangestell­

te von der Landesversicherungsanstalt der Rheinprovinz eine 
Rente. In einem von dieser Anstalt gegen die Beklagte ge­
führten. Rechtsstreit (Urteil des erkennenden Senats VI ZR 
145/52 vom 20. Januar 1954) wurden deren Ansprüche auf Er­
satz ihrer Aufwendungen im Rahmen des Reichshaftpflicht­
gesetzes dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. In 
einem von der Ehefrau des Klägers anhängig gemachten weiteren 
Rechtsstreit wurde die Beklagte im Wege der einstweiligen 
Verfügung verurteilt, an die Verletzte eine monatliche 
Rente von 100 DH zu zahlen.

Mit der gegenwärtigen Klage verlangt der Kläger aus 
eigenem und abgetretenem Recht von der Beklagten Schadens­
ersatz nach dem Reichshaftpflichtgesetz und aus Beförde­
rungsvertrag. Er hat den seiner Ehefrau durch den Unfall

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

bisher erwachsenen Schaden nach Abzug der Leistungen der 
Sozialversicherung auf 20.V29>48 DM und den ihm selbst 
durch die Pflege seiner Ehefrau entstandenen Verdienstaus­
fall nach Abzug der Arbeitslosenunterstützung auf 8*133,80 
DM berechnet und demgemäß beantragt, die Beklagte zur Zah­
lung von 20*729,48 DM nebst Zinsen an seine Ehefrau und 
von 8.133,80 DM nebst Zinsen an ihn zu verurteilen* Er hat 
ferner die Feststellung begehrt, daß die Beklagte ihm bzw. 
seiner Ehefrau allen weiteren aus dem Unfall vom 19* Sep­
tember 1943 entstandenen und noch entstehenden Schaden ab­
züglich der Leistungen der Sozialversicherung zu ersetzen hat.

Das Landgericht hat die Leistungsansprüche der ver­
letzten Ehefrau auf Grund Beförderungsvertrags und die des 
Klägers aus dem Gesichtspunkt der Geschäftsführung ohne 
Auftrag dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und dem 
Feststellungsantrag entsprochen. *

Auf die Berufung der Beklagten hat das Oberlandesge- * 
rieht die Haftung der Beklagten auf das Reichshaftpflicht­
gesetz beschränkt und demgenäß die Zahlungsansprüche des 
Klägers und seiner Ehefrau - vorbehaltlich des Übergangs 
auf Träger der Sozialversicherung - (nur) im Rahmen dieses 
Gesetzes dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Es 
hat ferner die Verpflichtung der Beklagten zum Ersatz des 
der Ehefrau des Klägers künftig erwachsenden Schadens, eben­
falls beschränkt auf den Rahmen des Reichshaftpflichtge­
setzes und vorbehaltlich des Übergangs der Ansprüche auf 
die Sozialversicherung, festgestellt; im übrigen, d.h. 
soweit Ersatzansprüche über den Rahmen des Reichshaftpflicht­
gesetzes hinaus erhoben waren und die Feststellung der 
Pflicht zum Ersatz von Zukunftsschäden zugunsten des Klä-
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gers oder über den Rahmen des Reichshaftpflichtgesetzes 
hinaus und von Schäden für die Vergangenheit beantragt war, 
abgewiesen.

Mit der Revision begehrt die Beklagte, daß die Klage 
in vollem Umfang abgewiesen wird. Der Kläger beantragt, 
die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

Rach den rechtsirrtumsfreien Darlegungen des Berufungs­
gerichts stehen der verletzten Ehefrau des Klägers Soha- 
densersatzansprüche aus Beförderungsvertrag oder unerlaub­
ter Handlung nicht' zu. Ihre Ansprüche lassen sich vielmehr 
nur auf das Reichshaftpflichtgesetz stützen. Insoweit aber 
hat die Beklagte die Einrede der Verjährung erhoben, die 
das Berufungsgericht nicht durchgreifen ließ.

Die Revision wendet sich in erster Linie gegen dier 
Zurückweisung der Verjährungseinrede. Der Rüge kann der Er­
folg nicht versagt bleiben.

1. Das Berufungsgericht hat die Einrede mit der Be- * 
gründung zurückgewiesen, daß die Beklagte mit Schreiben 
vom 10. Üai 1949, also noch vor dem Ende der (unter Berück­
sichtigung der kriegs- und nachkriegsbedingten Hemmungs­
vorschriften) am 1. Juli 1949 abgelaufenen Verjährungs­
fristjauch gegenüber dem Kläger und seiner Ehefrau auf die 
Einrede der Verjährung verzichtet habe. Dieses Schreiben 
sei, so führt das Berufungsgericht aus, zwar nur an die
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Landesversicherungsanstalt der Rheinprovinz gerichtet ge­
wesen und habe auch keine ausdrückliche Erklärung enthal­
ten, daß sich der ausgesprochene Verzicht auf die Verletzte 
erstrecken solle. Nach Treu und Glauben müsse es jedoch 
in diesem Sinne ausgelegt werden. Denn die Beklagte habe 
jeden einschränkenden Zusatz unterlassen, obwohl ein solcher, 
wäre er beabsichtigt gewesen, nahegelegen hätte. Die Lan- 
desversicherungsanstalt habe nämlich Ersatzansprüche gegen 
die Beklagte nur geltend machen können, soweit der Verletz­
ten selbst solche zugestanden hätten« Auch sei^der Beklag­
ten bekannt gewesen, daß die Verletzte bzw. ihr Ehemann 
ebenfalls noch Ansprüche gegen sie erheben würden. Eür die 
genannte Auslegung spreche weiter, daß der juristische 
Sachbearbeiter der Landesversicherungsanstalt dem Schreiben 
der Beklagten vom 10. Mai 1949 einen Verzicht auf die Ein­
rede der Verjährung auch gegenüber der Verletzten entnom­
men und demgemäß dem Kläger alsbald nach dem Empfang dieses 
Schreibens erklärt habe, die Sache eile nicht mehr, weil 
Verjährung nicht mehr drohe. Schließlich habe die Beklagte 
zu Beginn des gegenwärtigen Rechtsstreits - in ihrer.Stel- 
lungnahme zu einem Armenrechtsgesuch des Klägers - erklärt, 
ob und inwieweit dem Kläger Ansprüche zuständen, werde 
praktisch in dem Prozeß der Landesversicherungsanstalt 
gegen sie. - die Beklagte - entschieden, über das Armen­
rechtsgesuch möge daher erst nach dem rechtskräftigen Ab­
schluß dieses Verfahrens Beschluß gefaßt werden. Hieraus 
ergebe sich - so meint das Berufungsgericht -, daß die 
Beklagte noch damals der Ansicht gewesen sei, wegen der 
Gleichheit der zur Erörterung stehenden Rechtsfragen sollte 
ein zweiter Prozeß möglichst vermieden werden. Es sei aber, 
so folgert das Berufungsgericht, kein Grund dafür ersicht­
lich, warum die Beklagte vor vollendeter Verjährung einen
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anderen Standpunkt eingenommen und durch eine Beschränkung 
der Verjährungseinrede (richtig«.des Verjährungsverzichts) 
auf die Landesversicherungsanstalt diesen zweiten Prozefi 
geradezu herausgefordert haben sollte»

2. Bei diesen Ausführungen hat das Berufungsgericht, 
wie die Revision zutreffend rügt, in rechtlicher Hinsicht 
verkannt, daß ein vor dem Ablauf der Verjährungsfrist er­
klärter Verzicht auf die Einrede der Verjährung der zwin­
genden Vorschrift des § 225 BGB widerspricht und daher nich 
tig ist (§ 134 BGB), also weder die Verjährung noch deren 
Geltendmachung hindern kann (vgl HG JW 1937> 27 Nr 4)»

3«» Der vom Tatrichter angenommenen Verzichtserklä­
rung könnte daher rechtliche Bedeutung für den Kläger nur 
unter dem Gesichtspunkt zukommen, daB die Beklagte in ihm 
und seiner Ehefrau - gewollt oder ungewollt - die. falsche 
Vorstellung erweckt hat, die Verjährungseinrede werde auch 
ihnen gegenüber nicht erhoben werden, und sie dadurch ver­
anlaßt hat, mit der gerichtlichen Geltendmachung ihrer An­
sprüche über den Ablauf der Verjährungsfrist hinaus zuzu- 
warten. In diesem Falle widerspräche es Treu und Glauben 
(§ 242 BGB), wenn sich die Beklagte nunmehr doch auf Ver­
jährung beriefe. Der Verjährungseinrede stünden deshalb der 
Einwand der Arglist entgegen (vgl BGHZ 9* 1 [5 f])• Es 
bedarf daher trotz der hervorgehobenen rechtlichen Unwirk­
samkeit eines vor dem Ablauf der Verjährungsfrist abgegebe­
nen Verzichts auf die Verjährungseinrede der Prüfung, ob 
die Beklagte durch ihr an die LandesverSicherungsanstalt 
der Rheinprovinz gerichtetes Schreiben vom 10. Mai 1949 
eine solche Erklärung auch zu Gunsten des Klägers oder 
seiner Ehefrau abgegeben und sie dadurch von der rechtzeiti­
gen Klageerhebung abgehalten hat. Diese Frage ist zu 
verneinen.

• * 
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Die Erwägungen, aus denen der Tatrichter das Gegen­
teil angenommen hat, halten der rechtlichen Nachprüfung 
nicht stand«

a) Nach der Meinung des Berufungsgerichts hätte die 
Beklagte, da die Landesversicherungsanstaltei nur kraft 
Gesetzes auf sie übergegangene Schadensersatzansprüche der 
verletzten Ehefrau des Klägers habe geltend machen können 
und die Beklagte überdies gewußt habe, daß auch die Verletzte 
bzw, ihr Ehemann noch Ansprüche gegen sie erheben würden, 
dem Schreiben vom 10* Mai 1949 einen einschränkenden Vor­
behalt beifügen müssen, wenn sie nur gegenüber der Landest 
Versicherungsanstalt, nicht auch gegenüber dem Kläger 
und seiner Ehefrau auf die Einrede der Verjährung verzich­
ten wollte,

Hierbei verkennt das Berufungsgericht, daß sich beim 
Übergang von Schadensersatzansprüchen im Rahmen des § 1542 
HVO die kraft Gesetzes auf den Versi’cherungs träger über­
tragenen und die beim Geschädigten verbliebenen Anspruchs­
teile trotz Gleichheit des Ursprungs und der Rechtsnatur 
als selbständige Forderungen gegenüberstehen (vgl BGH VI 
2R 317/55 vom 15. Januar 1957)* Demgemäß ist in der Recht­
sprechung anerkannt, daß eine gegen den Schädiger erhobene 
Klage nur die Verjährung der Ansprüche des Gläubigers - 
der Berufsgenossenschaft oder des Verletzten - unterbricht, 
der die Klage erhoben hat (RGZ 85, 429)« Entsprechend 
wirkt auch der Unterbrechungsgrund der Anerkennung der 
Schuld durch den Verpflichteten nur gegenüber dem Berech- 
tigtenjdem gegenüber die Anerkennung erfolgt (vgl § 208 
BGB; BGH aaO).



Aus demselben Grund, nämlich wegen der Verschieden­
heit der Gläubiger, geht es aber auch im vorliegenden Falle 
nicht an, den von der Beklagten gegenüber der Landesver- 
sicherungsanstalt der Bheinprovinz erklärten Verzicht 
auf die Einrede der Verjährung nur deshalb auf den Kläger 
und seine verletzte Ehefrau zu erstrecken, weil die Be­
klagte einen einschränkenden Vorbehalt unterlassen hat.
Zu einem solchen hatte sie keinen Anlaß, weil der - übrigens 
nur auf deren Wunsch - gegenüber der Landesversicherungs- 
anstalt abgegebene Verzicht mangels einer in der Erklä­
rung zum Ausdruck gebrachten Absicht, den Verzicht weite­
ren Personen gegenüber auszusprechen, ohnehin nur auf die 
Empfängerin des Schreibens, also die Landesversicherungs- 
anstalt, bezogen werden konnte. Der Kläger kann sich daher 
nicht darauf berufen, die Beklagte habe durch dieses an 
die Landesversicherungsanstalt gerichtete Schreiben in 
ihm die Vorstellung erweckt, sie werde auch gegen ihn keine 
Verjährungseinrede erheben. Die gegenteilige irrige Annahme 
des Klägers kann bei solchen Umständen nicht dazu führen, 
den Einwand unzulässiger Hechtsübung zu begründen.

Fehl geht auch der Hinweis, daß der rechtskundige 
Sachbearbeiter der Landesversicherungsanstalt dem Schreiben 
der Beklagten vom 10. Mai 1949 einen anderen Sinn beige­
legt und dem Kläger gegenüber erklärt habe, die Sache eile • 
nicht mehr, weil Verjährung nicht mehr drohe. Wie der 
Sachbearbeiter der Landesversicherungsanstalt und der Klä­
ger das Schreiben ausgelegt haben, ist insoweit unerheblich. 
Maßgebend ist nur,daß es objektiv nicht so verstanden werden 
konnte und daher die Beklagte auch nicht, wenn auch un­
absichtlich, einen Tatbestand geschaffen hat, der es recht- 
fertigen könnte, ihre Verjährungseinrede dem Kläger gegen-
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über als wider Treu und Glauben verstoßend zu bezeichnen.

Eine andere Beurteilung der Hechtslage ergibt sich 
auch nicht aus den vom Berufungsgericht angesteilten wei­
teren Erwägungen. Inwiefern die Kenntnis der Beklagten» 
daß die Verletzte bzw. ihr Ehemann noch Ansprüche gegen 
sie erheben wollten, den Schluß rechtfertigen soll, die 
Beklagte habe auch diesen gegenüber auf die Einrede der 
Verjährung verzichten wollen, ist unerfindlich.

Aus dem Verhalten der Beklagten zu Beginn des gegen­
wärtigen Rechtsstreits schließlich können Folgerungen da­
hin, die Beklagte habe gegenüber dem Kläger und seiner Ehe­
frau auf die Einrede der Verjährung verzichtet, ebenfalls 
nicht gezogen werden. Es spricht nichts dafür, daß dem An­
trag der Beklagten, die Entscheidung über das Armenrechts­
gesuch des Klägers bis zum rechtskräftigen Abschluß des 
von der Landesversicherungsanstalt gegen die Beklagte an­
gestrengten Rechtsstreits zurückzustellen, die Vorstellung 
zugrunde lag, sich wegen des der Landesversicherungsan­
stalt gegenüber abgegebenen Verzichts auch gegenüber dem 
Kläger oder dessen Ehefrau nicht mehr auf Verjährung beru­
fen zu können.

b) Läßt sich demnach weder dem Schreiben der Beklag­
ten vom 10. Mai 1949 noch ihrem sonstigen Verhalten vor 
Ablauf der Verjährungsfrist ein Verzicht auf die Einrede 
der Verjährung zu Gunsten des Klägers und seiner Ehefrau 
entnehmen, dann entfällt auch der den Einwand unzulässiger 
Rechtsübung begründende Vorwurf, die Beklagte habe durch 
dieses Schreiben in dem Kläger oder seiner Ehefrau den 
Eindruck eines solchen Verzichts erweckt und diese dadurch 
von der rechtzeitigen Klageerhebung abgehalten.
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Ob der Beklagteiauch schon dann ein Handeln wider 
Treu und Glauben zur last gelegt werden könnte, wenn ihr 
die irrige Auslegung ihres Schreibens vom 10. Mai 1949 
durch den Sachbearbeiter der .LandesversicherungBanstalt 
und den Kläger bekannt gewesen wäre und sie es bewußt unter­
lassen hätte, den Irrtum aufzuklären, bedarf keiner Prüfung. 
Denn der Kläger hat eine solche Kenntnis der Beklagten 
weder behauptet noch unter Beweis gestellt.

Das Verhalten* der Beklagten zu Beginn dieses Hechts­
streits - in Armenrechtaverfahren - ist in diesem Zusammen­
hang rechtlich unerheblich, weil die Ansprüche des Klägers 
(vgl nachstehend 3) und seiner Ehefrau im damaligen Zeit­
punkt bereits verjährt waren.

Die Beklagte beruft sich daher gegenüber den auf das 
Reichshaftpflichtgesetz gestützten Schadensersatzansprüchen 
der Ehefrau des Klägers mit Erfolg auf ein ihr nach § 222 
Abs 1 BGB zustehendes Hecht zur Leistungsverweigerung.

3. Die vom Kläger aus eigenem Hecht erhobenen An­
sprüche sind auf Geschäftsführung ohne Auftrag und unge­
rechtfertigte Bereicherung gestützt. Auf Grund dieser Rechts­
titel stehen dem Kläger jedoch, wie das Berufungsgericht 
zutreffend dargelegt hat, Ersatzansprüche nur im Rahmen 
dessen zu, was die Verletzte selbst nach dem Reichshaft­
pflichtgesetz ohne Vorleistung durch den Kläger geltend 
machen könnte. Die ihr gegenüber begründete Einrede der 
Verjährung umfaßt daher auch die Ansprüche des Klägers auf 
Leistung an ihn. Die Klage ist deshalb auch insoweit unbe­
gründet.
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5 > Auf die Revision der Beklagten ist daher die 
Klage in vollem Umfang abzuweisen.

Der Kostenausspruch ergibt sich aus § 91 ZPO«

Dr. Kleinewefers Dr.K.E. Meyer Martin

Dr. Bode Dr. HauB
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